
§ 13 Ziff. 2 GVG; § 9 ZPO; § 10 Abs. 2 GKG; § 22 Abs. 2 
KostO.
1. Gegen alle Entscheidungen, die das Bezirksgericht im 
Zusammenhang mit einem Verfahren zweiter Instanz 
erlassen hat, so auch gegen Wertfestsetzungsbeschlüssc, 
sind Rechtsmittel nicht zulässig.
2. Für die Streitwertberechnung bei der Geltend­
machung von Ansprüchen auf wiederkehrende Leistun­
gen aus einer Altenteilsvereinbarung ist § 10 Abs. 2 
GKG nicht anwendbar. Vielmehr ist von § 9 ZPO aus­
zugehen. wobei die unbeschränkte Wertberechnnng 
nach dieser Bestimmung dort ihre Grenze findet, wo 
die voraussichtliche Lebensdauer des Berechtigten ge­
ringer ist als der vorgesehene Zeitraum. In solchen 
Fällen kann § 22 Abs. 2 KostO ergänzend angewendet 
werden.

OG, Beseht, vom 27. April 1967 — 1 Wz 1/67.

Auf Grund einer Auszugsvereinbarung hat der Kläger 
die Verklagte auf Zahlung rückständiger 1065 MDN und 
künftigen Taschengeldes sowie auf Erstattung von Auf­
wendungen für Heizungsmaterial in Anspruch ge­
nommen.
Er hat des weiteren beantragt, seinen Anspruch auf 
freie Verpflegung in eine Geldrente von täglich 
2,50 MDN umzuwandeln.
Das Kreisgericht hat den Zahlungsansprüchen im 
wesentlichen stattgegeben und im übrigen die Klage 
abgewiesen. Die Berufung der Verklagten, mit der sie 
die Abweisung der Klage in vollem Umfange erstrebte, 
hat das Bezirksgericht zurückgewiesen. Unter Hinweis 
auf § 10 Abs. 2 GKG wurde der Streitwert für das 
Rechtsmittelverfahren auf 180 MDN festgesetzt. Darauf­
hin hat das Kreisgericht, das den Streitwert für die 
erste Instanz nach § 9 ZPO zunächst mit 12 300 MDN 
angenommen hatte, diesen auf 2186,46 MDN ermäßigt.
Gegen den Wertfestsetzungsbeschluß des Bezirks­
gerichts richtet sich die Beschwerde des Prozeßbevoll­
mächtigten des Klägers. Er beantragt, den Streitwert 
für die zweite Instanz auf 2250 MDN festzusetzen. Da 
es sich bei dem Anspruch auf Zahlung von Taschen­
geld nicht um einen auf gesetzlicher Vorschrift beru­
henden Unterhaltsanspruch, sondern um die Erfüllung 
einer Reallast handele, könne § 10 Abs. 2 GKG keine 
Anwendung finden. Die Wertberechnung sei vielmehr 
nach § 9 ZPO vorzunehmen.
Die Beschwerde ist nicht zulässig und war daher zu 
verwerfen.

Aus den G r ü n d e n :

Nach § 13 Ziff. 2 GVG entscheidet das Oberste Gericht 
als Gericht zweiter Instanz über Rechtsmittel gegen die 
von den Bezirksgerichten erlassenen Entscheidungen. 
Unter Beachtung des das gesamte Zivilverfahren be­
herrschenden Zwei-Instanzen-Prinzips folgt zugleich, 
daß Rechtsmittel gegen Entscheidungen des Bezirks­
gerichts nur dann zulässig sind, wenn es diese als erste 
Instanz getroffen hat. Hingegen sind Rechtsmittel gegen 
Entscheidungen, die die Bezirksgerichte in zweiter 
Instanz erlassen haben, unstatthaft. Hierzu gehören 
auch alle Entscheidungen, die im Zusammenhang mit 
dem Verfahren zweiter Instanz getroffen werden, also 
auch Wertfestsetzungsbeschlüsse. Im Gesetzestext des 
§ 65 Abs. 1 Ziff. 2 des aufgehobenen GVG vom 2. Okto­
ber 1952 in der Fassung des Gesetzes vom 1. Oktober 
1959 zur Änderung und Ergänzung des GVG waren die 
Worte „in erster Instanz“ ausdrücklich enthalten. Sie 
sind jedoch aus den eingangs erwähnten Gründen ent­
behrlich. Die Beschwerde war daher mit der Kosten­
folge aus § 97 ZPO in Verbindung mit § 38 Abs. 2 GKG 
zwangsläufig nach § 574 ZPO zu verwerfen.
Allerdings kann der Wertfestsetzung durch das Be­

zirksgericht nicht zugestimmt werden. Zunächst ist zu 
beanstanden, daß der Rechtsmittelsenat seinen Wert­
festsetzungsbeschluß nicht begründet hat, obwohl in 
anderem Zusammenhang das Bezirksgericht auf dieses 
Erfordernis in solchem Falle bereits hingewiesen wurde 
und sich der Senat überdies der Problematik der Wert­
festsetzung bewußt war, da er bei der Anforderung der 
Prozeßgebühr zunächst von 1100 MDN Streitwert aus­
ging. Wenn er sich nachträglich in einem Aktenvermerk 
für seine Rechtsauffassung auf den Beschluß des Be­
zirksgerichts Rostock vom 1. März 1957 — T 26/57 — 
(NJ 1958 S. 75) und die hierzu gegebene Anmerkung 
von N i e t h a m m e r  berief, geht dieser Hinweis fehl, 
weil dort über den Streitwert der Zwangsvollstrek­
kungsgegenklage gegen einen Unterhaltstitel entschie­
den wurde. In vorliegender Sache war jedoch darüber 
zu befinden, ob Ansprüche auf wiederkehrende Lei­
stungen, die zufolge einer Altenteilsvereinbarung zu 
erbringen sind, bei der Wertfestsetzung wie Unter­
haltsansprüche, also nach § 10 Abs. 2 GKG, behandelt 
werden können. Der Rechtsmittelsenat hätte sich hier­
zu allenfalls auf den Beschluß des Bezirksgerichts Pots­
dam vom 22. Juni 1955 — 3 S 50 55 — (NJ 1957 S. 158) 
beziehen können. Gegen diese Entscheidung wurden 
in der Anmerkung von W a a c k jedoch zu Recht 
Bedenken erhoben. Die eindeutige Fassung des § 10 
Abs. 2 GKG läßt seine Ausdehnung auf andere als die 
darin angeführten Ansprüche nicht zu. Daher ist bei 
der Wertfestsetzung von § 9 ZPO auszugehen.

Nach Möglichkeit sollen allerdings unsere Bürger nicht 
mit zu hohen Kosten belastet werden, wie sie sich auch 
aus § 9 ZPO ergeben können, soweit das mit dem 
Gesetz zu vereinbaren ist. Die unbeschränkte Wert­
berechnung nach § 9 ZPO findet daher dort ihre 
Grenze, wo die voraussichtliche Lebensdauer des Be­
zugsberechtigten geringer ist als der Zeitraum, der in 
dieser Kostenbestimmung vorgesehen wurde (hier 
12% Jahre). In solchem Fall bestehen keine Bedenken, 
für die Wertfestsetzung § 22 Abs. 2 KostO ergänzend 
heranzuziehen, wenn hierdurch der Streitwert geringer 
wird. Wäre also z. B. der Kläger bei Klageinreichung 
über 65 Jahre, aber noch nicht 75 Jahre alt gewesen, 
käme ein Streitwert von 1350 MDN (7%facher Jahres­
betrag) und nicht von 2250 MDN in Betracht.

Da das Bezirksgericht gemäß § 18 Abs. 1 Satz 3 GKG 
die Möglichkeit hat, seine Wertfestsetzung zu ändern, 
wird dies unter Beachtung der gegebenen Hinweise zu 
geschehen haben. Es sei auch vermerkt, daß die Beru­
fung nach § 40 AnglVO bei einem Streitwert von 
180 MDN gar nicht zulässig gewesen wäre.

Zugleich wird das Kreisgericht zu veranlassen sein, 
seinen Wertfestsetzungsbeschluß zu überprüfen und zu 
korrigieren. Auch dieser Beschluß wurde weder spezi­
fiziert noch begründet. Es darf angenommen werden, 
daß bei der Bestimmung des Streitwerts für den An­
spruch auf Taschengeld auch die Rückstände mit 
berücksichtigt worden sind. Der mit Urteil des Obersten 
Gerichts vom 21. Mai 1952 — 1 Zz 23/52 — (NJ 1952 
S. 319) ausgesprochene Grundsatz, daß Rückstände von 
Unterhaltsrenten dem Wert des Rechts auf wieder­
kehrende Leistungen nicht hinzuzurechnen sind, kann 
aber unbedenklich auch auf sonstige wiederkehrende 
Leistungen ausgedehnt werden. Sollten also Rück­
stände tatsächlich mit eingerechnet worden sein, wären 
sie bei Neufestsetzung außer Betracht zu lassen. Was 
schließlich den Anspruch auf Umwandlung der Natu­
ralleistung in eine Geldleistung anbelangt, so ist die 
Wertfestsetzung insoweit nicht nach § 9 ZPO, sondern 
nach'§ 3 ZPO, also nach freiem Ermessen vorzunehmen, 
da das Interesse des Klägers an der Neugestaltung die­
ser Auszugsverpflichtung zu bewerten ist.
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